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KAPITEL 1 

ALLGEMEINES 
 

§* 1.01 - Begriffsbestimmungen 

In dieser Verordnung** gelten als 

a) „Fahrzeug“: 
ein Binnenschiff, einschließlich Kleinfahrzeuge und Fähren sowie schwimmende 
Geräte und Seeschiffe; 

b) „Fahrzeug mit Maschinenantrieb“: 
ein Fahrzeug mit eigener in Tätigkeit gesetzter Antriebsmaschine; 

c) „Fahrzeug unter Segel“: 
ein Fahrzeug, das nur unter Segel fährt; ein Fahrzeug, das unter Segel fährt und 
gleichzeitig eine Antriebsmaschine benutzt, gilt als Fahrzeug mit Maschinenantrieb; 

d) „Kleinfahrzeug“: 
ein Fahrzeug, dessen Schiffskörper eine Länge von weniger als 20 m aufweist, 
ausgenommen 
− ein Fahrzeug, das gebaut oder eingerichtet ist, um andere Fahrzeuge, die nicht 

Kleinfahrzeuge sind, zu schleppen, zu schieben oder längsseits gekuppelt 
mitzuführen, 

− ein Fahrzeug, das zur Beförderung von mehr als 12 Fahrgästen zugelassen ist, 
− eine Fähre; 

e) „schwimmendes Gerät“: 
eine schwimmende Konstruktion mit technischen Einrichtungen, die für Arbeiten auf 
Wasserstraßen oder in Häfen bestimmt sind, zum Beispiel Saug- und 
Eimerschwimmbagger, Elevator, Hebebock, Kran; 

f) „schwimmende Anlage“: 
eine schwimmende Einrichtung, die in der Regel nicht zur Fortbewegung bestimmt 
ist, zum Beispiel Badeanstalt, Dock, Landebrücke, Bootshaus; 

g) „Schwimmkörper“: 
ein Flöße sowie andere fahrtaugliche Konstruktionen, Zusammenstellungen oder 
Gegenstände, die weder Fahrzeuge noch schwimmende Anlagen sind; 

h) „Fähre“: 
ein Fahrzeug, das dem Übersetzverkehr auf der Wasserstraße dient und von der 
zuständigen Behörde als Fähre zugelassen ist; 

i) „Schubleichter“: 

                                                 
*   nur deutsche Fassung 
** nur deutsche Fassung 
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ein Fahrzeug; das für die Fortbewegung durch Schieben gebaut oder hierfür 
eingerichtet ist; 

j) „Trägerschiffsleichter“: 
ein Schubleichter, der für die Beförderung an Bord von Seeschiffen und für die Fahrt 
auf Binnenwasserstraßen gebaut ist; 

k) „Verband“: 
ein Schleppverband, ein Schubverband oder ein Koppelverband; 

l) „Schleppverband“: 
eine Zusammenstellung aus einem Fahrzeug oder mehreren Fahrzeugen, 
schwimmenden Anlagen oder Schwimmkörpern und einem oder mehreren 
schleppenden Fahrzeugen mit Maschinenantrieb; diese sind Teil des Verbands und 
werden als „Schlepper“ bezeichnet; 

m) „Schubverband“: 
eine starre Verbindung von Fahrzeugen, von denen sich mindestens eines vor dem 
Fahrzeug mit Maschinenantrieb befindet, das den Verband fortbewegt und als 
„Schubschiff“ bezeichnet wird; 

n) „Koppelverband“: 
ein Verbindung von längsseits gekuppelten Fahrzeugen, von denen sich keines vor 
dem Fahrzeug mit Maschinenantrieb befindet, das den Verband fortbewegt; 

o) „stilliegend“: 
Fahrzeuge, Schwimmkörper oder schwimmenden Anlagen, die unmittelbar oder 
mittelbar vor Anker liegen oder am Ufer festgemacht sind; 

p) „fahrend“ oder „in Fahrt befindlich“: 
Fahrzeuge, schwimmende Anlagen oder Schwimmkörper, die weder unmittelbar 
noch mittelbar vor Anker liegen, am Ufer festgemacht oder festgefahren sind. Für 
solche Fahrzeuge, schwimmende Anlagen oder Schwimmkörper in Fahrt ist der 
Begriff „anhalten“ in bezug auf das Land zu verstehen; 

q) „fischende Fahrzeuge“: 
Fahrzeuge, die mit Netzen, Leinen, Schleppnetzen oder anderen Fischereigeräten, die 
ihre Manövrierfähigkeit einschränken, die Fischerei ausüben, ausgenommen 
Fahrzeuge, die die Fischerei mit Schleppangeln oder anderen Fischfangeräten, die 
ihre Manövrierfähigkeit nicht einschränken; 

r) „weißes Licht“ 
„rotes Licht“ 
„grünes Licht“ 
„gelbes Licht“  
„blaues Licht“: 
Lichter, deren Farben den Vorschriften der Anlage 4 dieser Bestimmungen 
entsprechen; 

s) „starkes Licht“ 
„helles Licht“  



 

 19

„gewöhnliches Licht“: 
Lichter, deren Stärke den Vorschriften der Anlage 5 dieser Bestimmungen 
entspricht; 

t) „Funkellicht“: 
ein Licht mit einer Taktkennung von 50 bis 60 Lichterscheinungen je Minute; 

u) „kurzer Ton“: 
ein Ton von etwa einer Sekunde Dauer, 
„langer Ton“: 
ein Ton von etwa vier Sekunden Dauer, wobei die Pause zwischen zwei 
aufeinanderfolgenden Tönen etwa eine Sekunde beträgt; 

v)    „Folge sehr kurzer Töne“: 
eine Folge von mindestens sechs Tönen je von etwa einer viertel Sekunde Dauer, 
wobei die Pausen zwischen den aufeinanderfolgenden Tönen ebenfalls etwa eine 
viertel Sekunde betragen; 

v-1) „Gruppe von Glockenschlägen“: 
zwei Glockenschläge; 

w) „Dreitonzeichen“: 
ein dreimal hintereinander abzugebendes Schallzeichen von etwa zwei Sekunden 
Dauer, bestehend aus drei ohne Unterbrechung aufeinanderfolgenden Tönen von 
verschiedener Höhe. Die Frequenzen der Töne müssen zwischen 165 und 297 Hertz 
liegen. Zwischen dem tiefsten und dem höchsten Ton muss ein Intervall von zwei 
ganzen Tönen liegen. Jede Folge der drei Töne muss mit dem tiefsten Ton beginnen 
und mit dem höchsten Ton enden; 

x) „Nacht“: 
der Zeitraum zwischen Sonnenuntergang und Sonnenaufgang; 

y) „Tag“: 
der Zeitraum zwischen Sonnenaufgang und Sonnenuntergang; 

z) „sichere Geschwindigkeit“: 
Geschwindigkeit, bei der ein Fahrzeug oder ein Verband bei Anwendung 
angemessener und wirksamer Maßnahmen zur Vermeidung eines Zusammenstoßes 
unter den gegebenen Umständen und Bedingungen innerhalb der gegebenen 
Entfernung anhalten kann; 

z-1)  „beschränkte Sichtverhältnisse“: 
Verminderung der Sicht durch Nebel, Schneetreiben, Regenschauer oder sonstige 
Ursachen; 

z-2) „Fahrwasser“: 
der beim jeweiligen Wasserstand für die Schifffahrt benutzbare und durch 
Fahrwasserzeichen bezeichnete Teil der Wasserstraße; 
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z-3) „Übermüdung“: 
ein Zustand, der als Folge unzureichender Ruhe oder als Folge von Krankheit auftritt 
und der sich in Abweichungen von üblichen Verhaltensweisen und von der 
Reaktionsgeschwindigkeit äußert; 

z-4) „Rauschzustand“: 
ein Zustand, der als Folge des Gebrauchs von Alkohol, Narkotika, Medikamenten 
oder von anderen ähnlichen Substanzen eintritt und der aufgrund der Ergebnisse von 
Laboruntersuchungen oder aufgrund klinischer Symptome in Übereinstimmung mit 
der nationalen Gesetzgebung in der Praxis festgestellt wird; 

z-5) „Wassermotorrad“: 
ein Kleinfahrzeug, wie ein Wasserbob, Wasserscooter, Jetbike oder Jetski oder ein 
anderes ähnliches Kleinfahrzeug mit eigenem mechanischen Antrieb, das eine oder 
mehrere Personen befördern kann und dafür gebaut und ausgelegt ist, um über das 
Wasser zugleiten oder Figuren auszuführen. 

§ 1.02 - Schiffsführer 

1. Jedes Fahrzeug sowie jeder Schwimmkörper, mit Ausnahme der geschobenen 
Fahrzeuge eines Schubverbandes außer der Schubschiffe, sowie der Fahrzeuge nach  
§ 1.08 muss unter der Führung einer Person mit entsprechender Qualifikation stehen. 
Diese Person wird als „Schiffsführer" bezeichnet. 

2. Jeder Verband muss gleichfalls unter der Führung eines Schiffsführers mit 
entsprechender Qualifikation stehen. Dieser Schiffsführer wird wie folgt bestimmt: 

a) Bei einem Verband mit nur einem Fahrzeug mit Maschinenantrieb ist dessen 
Schiffsführer der Schiffsführer des Verbandes; 

b) hat ein Schleppverband an der Spitze zwei oder mehr Fahrzeuge mit 
Maschinenantrieb hintereinander, ist der Schiffsführer des ersten Fahrzeugs der 
Schiffsführer des Schleppverbandes; 

c) hat ein Schleppverband an der Spitze zwei oder mehr miteinander gekoppelte 
Fahrzeuge mit Maschinenantrieb, die nicht hintereinander fahren und von denen 
eines die Hauptantriebskraft stellt, ist dessen Schiffsführer der Schiffsführer des 
Schleppverbandes; 

d) in allen anderen Fällen muss der Schiffsführer des Verbandes rechtzeitig 
bestimmt werden. 

3. Der Schiffsführer muss während der Fahrt an Bord sein, auf schwimmenden Geräten 
auch während des Betriebes. 

4. Der Schiffsführer ist für die Einhaltung dieser Verordnung auf dem von ihm 
geführten Fahrzeug, Verband oder Schwimmkörper verantwortlich. In einem 
Schleppverband haben die Schiffsführer der geschleppten Fahrzeuge die 
Anweisungen des Schiffsführers des Verbandes zu befolgen; sie haben jedoch auch 
ohne solche Anweisungen alle Maßnahmen zu treffen, die für die sichere Führung 
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ihrer Fahrzeuge durch die Umstände geboten sind. Das gleiche gilt für die 
Schiffsführer von Fahrzeugen in einem Koppelverband, die nicht zugleich 
Schiffsführer des Verbandes sind. 

5. Jede schwimmende Anlage muss unter der Führung einer geeigneten Person stehen. 
Diese Person ist für die Einhaltung dieser Verordnung auf der schwimmenden Anlage 
verantwortlich. 

6. Der Schiffsführer darf sich beim Führen des Fahrzeugs nicht in einem Zustand der 
Übermüdung oder in einem Rauschzustand befinden. 

§ 1.03 - Pflichten der Besatzung und sonstiger Personen an Bord 

1. Die Besatzung hat den Anweisungen des Schiffsführers Folge zu leisten, die dieser 
im Rahmen seiner Verantwortlichkeit erteilt. Sie hat zur Einhaltung dieser 
Verordnung und anderer geltender Vorschriften beizutragen. 

2. Alle übrigen an Bord befindlichen Personen haben die Anweisungen zu befolgen, die 
ihnen vom Schiffsführer im Interesse der Sicherheit der Schiffahrt und der Ordnung 
an Bord erteilt werden. 

3. Mitglieder der Besatzung und sonstige Personen an Bord, die vorübergehend 
selbständig den Kurs und die Geschwindigkeit des Fahrzeugs bestimmen, sind 
insoweit auch für die Befolgung der Bestimmungen dieser Verordnung 
verantwortlich. 

4. Die Mitglieder der diensttuenden Besatzung und sonstige Personen an Bord, die 
vorübergehend an der Führung des Fahrzeugs beteiligt sind, dürfen in ihrer Arbeit 
nicht durch Übermüdung oder Einwirkung von Alkohol beeinträchtigt sein. 

§ 1.04 - Allgemeine Sorgfaltspflicht 

1. Über die Bestimmungen dieser Verordnung hinaus haben die Schiffsführer alle 
Vorsichtsmaßnahmen zu treffen, die die allgemeine Sorgfaltspflicht und die Praxis 
der Schifffahrt gebieten, um insbesondere 

– die Gefährdung von Menschenleben, 

– die Beschädigung von Fahrzeugen oder Schwimmkörpern, Ufern, 
Regelungsbauwerken und Anlagen jeder Art in der Wasserstraße oder an ihren 
Ufern, 

– die Behinderung der Schifffahrt 

– sowie nach Möglichkeit die Beeinträchtigung der Umwelt 

zu vermeiden. 

2. Nummer 1 gilt auch für Personen, unter deren Obhut schwimmende Anlagen gestellt 
sind. 
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§ 1.05 - Verhalten unter besonderen Umständen 

Zur Abwehr einer unmittelbar drohenden Gefahr müssen die Schiffsführer alle den 
Umständen nach gebotenen Maßnahmen treffen, auch wenn sie dadurch gezwungen sind, 
von den Bestimmungen dieser Verordnung abzuweichen. 

§ 1.06 - Benutzung der Wasserstraße 

Länge, Breite, Höhe, Tiefgang und Geschwindigkeit der Fahrzeuge, Verbände und 
Schwimmkörper müssen den Gegebenheiten der Wasserstraße und der Anlagen 
angepasst sein. 

§ 1.07 - Höchstzulässige Beladung; Höchstzahl der Fahrgäste 

1. Fahrzeuge dürfen nicht tiefer als bis zur Unterkante der Einsenkungsmarken 
abgeladen sein. 

2. Die Ladung darf die Stabilität des Fahrzeugs und die Sicht aus dem Steuerstand nicht 
gefährden.  

Bei einem Fahrzeug oder Verband darf die direkte oder indirekte Sicht während der 
Fahrt durch die Ladung auf nicht mehr als 350 m eingeschränkt werden. 

3. Fahrzeuge, die zur Beförderung von Fahrgästen bestimmt sind, dürfen nicht mehr 
Fahrgäste, als von der zuständigen Behörde zugelassen, an Bord haben. 

4. Bei Fahrzeugen, die Container befördern, muss außerdem vor Antritt der Fahrt eine 
besondere Überprüfung der Stabilität vorgenommen werden: 

a) bei Fahrzeugen mit einer Breite von weniger als 9,50 m, wenn die Container in 
mehr als einer Lage geladen sind; 

b) bei Fahrzeugen mit einer Breite von 9,50 m oder mehr, wenn die Container in 
mehr als zwei Lagen geladen sind; 

c) bei Fahrzeugen mit einer Breite von 11,00 m oder mehr, wenn die Container in 
mehr als drei Lagen oder mehr als drei Breiten geladen sind; 

d) bei Fahrzeugen mit einer Breite von 15,00 m oder mehr, wenn die Container in 
mehr als drei Lagen geladen sind. 

§ 1.08 - Bau, Ausrüstung und Besatzung der Fahrzeuge 

1. Fahrzeuge und Schwimmkörper müssen so gebaut und ausgerüstet sein, dass die 
Sicherheit der an Bord befindlichen Personen und der Schifffahrt gewährleistet ist 
und die Verpflichtungen aus dieser Verordnung erfüllt werden können. 

2. Alle Fahrzeuge, ausgenommen die geschobenen Fahrzeuge eines Schubverbandes, 
müssen eine Besatzung haben, die nach Zahl und Eignung ausreicht, um die 
Sicherheit der an Bord befindlichen Personen und der Schifffahrt zu gewährleisten. 
Fahrzeuge ohne Maschinenantrieb in einem Koppelverband und bestimmte 
Fahrzeuge, die in einer Gruppe starr verbundener Fahrzeuge geschleppt werden, 
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müssen keine Besatzung haben, wenn die Besatzung des Fahrzeugs, das für die 
Fortbewegung oder das sichere Stillliegen eines Koppelverbandes oder einer Gruppe 
starr verbundener Fahrzeuge sorgt, nach Zahl und Eignung ausreicht, um die 
Sicherheit der an Bord befindlichen Personen und der Schifffahrt zu gewährleisten. 

§ 1.09 - Besetzung des Ruders  

1. Auf jedem in Fahrt befindlichen Fahrzeug muss das Ruder mit einer hierfür 
geeigneten Person im Alter von mindestens 16 Jahren besetzt sein. 

2. Zur sicheren Steuerung des Fahrzeugs muss der Rudergänger in der Lage sein, alle 
im Steuerstand ankommenden oder von dort ausgehenden Informationen und 
Weisungen zu empfangen und zu geben. Insbesondere muss er die Schallzeichen 
wahrnehmen können und nach allen Seiten ausreichend freie Sicht haben. Ist  
ausreichend freie Sicht nicht möglich, muss er ein optisches Hilfsmittel mit einem 
ausreichenden Sichtfeld und einem deutlichen verzerrungsfreien Bild zur Verfügung 
haben. Bei außergewöhnlichen Umständen muss zur Unterrichtung des 
Schiffsführers ein Ausguck oder ein Horchposten aufgestellt werden. 

§ 1.10 - Schiffsurkunden 

1. An Bord der Fahrzeuge, ausgenommen Seeschiffe, müssen sich im internationalen 
Verkehr befinden: 

a) Zulassungsurkunde, 

b) Eichschein (nur für Fahrzeuge zur Güterbeförderung), 

c) Besatzungsliste, ausgenommen Fahrzeuge, die keine Besatzung haben, 

d) Schiffstagebuch (nur Fahrzeuge mit Maschinenantrieb), sowie sonstige die 
Schifffahrt betreffende Urkunden, die aufgrund internationaler Übereinkommen 
oder Vereinbarungen erforderlich sind, 

e) an Bord von Fahrzeugen mit Besatzung die nach 8.1.2.1, 8.1.2.2 und 8.1.2.3 der 
Anlagen zum ADN-D erforderlichen Urkunden. 

2. Abweichend von Nummer 1 sind für Kleinfahrzeuge die Urkunden nach den 
Buchstaben b und d nicht erforderlich. Für Kleinfahrzeuge, die Erholungszwecken 
dienen, ist ferner die Urkunde nach Buchstabe c nicht erforderlich; die Urkunde nach 
Buchstabe a kann durch eine nationale Fahrterlaubnis ersetzt werden. 

3. An Bord von Schwimmkörpern muss sich eine nationale Fahrterlaubnis befinden. 

4. Urkunden, die sich aufgrund der Bestimmungen dieser Verordnung oder anderer 
anwendbarer Vorschriften an Bord befinden müssen, sind auf Verlangen den 
Bediensteten der zuständigen Behörden vorzulegen. 

5. Zulassungsurkunde und Eichschein brauchen an Bord eines Schubleichters, an dem 
ein Metallschild nach folgendem Muster angebracht ist, nicht mitgeführt zu werden: 
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Amtliche Nummer:.......................................................... 
Nummer der Zulassungsurkunde:.................................... 
Zuständige Behörde:........................................................ 
Gültig bis:......................................................................... 

 
Diese Angaben müssen in gut lesbaren Schriftzeichen von mindestens 6 mm Höhe 
eingraviert oder eingeschlagen sein. Das Metallschild muss mindestens 60 mm hoch 
und 120 mm lang sein. Es muss gut sichtbar und dauerhaft hinten an der 
Steuerbordseite des Schubleichters befestigt sein.  
 
Die Übereinstimmung der Angaben auf dem Metallschild mit denen in der 
Zulassungsurkunde des Schubleichters muss von der zuständigen Behörde durch ihr 
auf dem Metallschild eingeschlagenes Zeichen bestätigt sein. Zulassungsurkunde und 
Eichschein sind vom Eigentümer des Schubleichters aufbewahren. 

§ 1.11 - Mitführen der Schifffahrtsbestimmungen 

An Bord jedes Fahrzeugs, ausgenommen Kleinfahrzeuge und Fahrzeuge ohne Besatzung, 
muss sich ein Abdruck dieser Verordnung sowie der für den befahrenen 
Streckenabschnitt geltenden Lokalen Bestimmungen und der vorübergehenden 
Vorschriften gemäß § 1.22 befinden. 

§ 1.12 - Gefährdung durch Gegenstände an Bord; Verlust von Gegenständen; 
Schifffahrtshindernisse 

1. Gegenstände, die Fahrzeuge, Schwimmkörper, schwimmende Anlagen oder Anlagen 
in oder an der Wasserstraße gefährden können, dürfen über die Seiten von 
Fahrzeugen oder Schwimmkörpern nicht hinausragen. 

2. Aufgeholte Anker dürfen nicht unter den Boden oder den Kiel des Fahrzeugs oder die 
untere Ebene des Schwimmkörpers reichen. 

3. Hat ein Fahrzeug, ein Schwimmkörper oder eine schwimmende Anlage einen 
Gegenstand verloren und kann die Schifffahrt dadurch behindert oder gefährdet 
werden, muss der Schiffsführer oder die für die schwimmende Anlage 
verantwortliche Person dies unverzüglich der nächsten zuständigen Behörde melden 
und dabei die Stelle, wo der Gegenstand verloren ging, so genau wie möglich 
angeben. Ferner hat er die Stelle nach Möglichkeit zu kennzeichnen. 

4. Wird von einem Fahrzeug ein unbekanntes Hindernis in der Wasserstraße festgestellt, 
muss der Schiffsführer dies unverzüglich der nächsten zuständigen Behörde melden 
und dabei die Stelle, an der das Hindernis angetroffen wurde, so genau wie möglich 
angeben. 
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§ 1.13 - Schutz der Schifffahrtszeichen 

1. Es ist verboten, Schifffahrtszeichen (zum Beispiel Tafeln, Tonnen, Schwimmer, 
Baken) zum Festmachen oder Verholen von Fahrzeugen oder Schwimmkörpern zu 
benutzen, sie zu beschädigen oder unbrauchbar zu machen. 

2. Hat ein Fahrzeug oder ein Schwimmkörper ein Schifffahrtszeichen oder eine zur 
Bezeichnung der Wasserstraße dienende Einrichtung verschoben oder beschädigt, 
muss der Schiffsführer dies unverzüglich der nächsten zuständigen Behörde melden. 

3. Jeder Schiffsführer, der durch Unfälle verursachte oder sonstige Veränderungen an 
Schifffahrtszeichen (zum Beispiel Erlöschen eines Lichtes, falsche Lage einer Tonne, 
Beschädigung eines Zeichens) feststellt, hat die Pflicht, dies der nächsten zuständigen 
Behörde unverzüglich zu melden. 

§ 1.14 - Beschädigung von Anlagen 

Hat ein Fahrzeug oder ein Schwimmkörper eine Anlage (zum Beispiel Schleuse, Brücke) 
beschädigt, muss der Schiffsführer dies unverzüglich der nächsten zuständigen Behörde 
melden. 

§ 1.15 - Verbot des Einbringens 
von Gegenständen und anderen Stoffen in die Wasserstraße 

1. Es ist verboten, feste Gegenstände oder andere Stoffe, die geeignet sind, die 
Schifffahrt oder sonstige Benutzer der Wasserstraße zu behindern oder zu gefährden, 
in die Wasserstraße zu werfen, zu gießen, sonst wie einzubringen oder einzuleiten.  

2. Es ist insbesondere verboten, Ölrückstände jeder Art, auch wenn sie mit Wasser 
vermischt sind, in die Wasserstraße zu werfen, zu gießen oder sonst wie 
einzubringen. 

3. Sind Stoffe nach Nr. 1 oder 2 unbeabsichtigt in die Wasserstraße gelangt oder drohen 
sie, in die Wasserstraße zu gelangen, muss der Schiffsführer dies unverzüglich der 
nächsten zuständigen Behörde melden und dabei die Art des Stoffes und die Stelle 
des Einbringens so genau wie möglich angeben. 

§ 1.16 - Rettung und Hilfeleistung 

1. Der Schiffsführer muss bei Unfällen, die Personen an Bord gefährden, alle 
verfügbaren Mittel zu ihrer Rettung einsetzen. 

2. Wenn bei dem Unfall eines Fahrzeugs oder Schwimmkörpers Personen in Gefahr 
sind oder eine Sperrung des Fahrwassers droht, ist der Schiffsführer jedes in der Nähe 
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befindlichen Fahrzeugs verpflichtet, unverzüglich Hilfe zu leisten, soweit dies mit der 
Sicherheit des von ihm geführten Fahrzeugs vereinbar ist. 

§ 1.17 - Festgefahrene oder gesunkene Fahrzeuge 

1. Der Schiffsführer eines festgefahrenen oder gesunkenen Fahrzeugs oder eines 
festgefahrenen oder auseinandergerissenen Schwimmkörpers muss unverzüglich für 
die Meldung an die nächste zuständige Behörde sorgen. Falls ein Fahrzeug 
festgefahren oder gesunken ist, muss der Schiffsführer oder ein Mitglied der 
Besatzung an Bord oder in der Nähe der Unfallstelle bleiben, bis die zuständige 
Behörde ihm gestattet, sich zu entfernen. 

2. Falls im Fahrwasser oder in dessen Nähe ein Fahrzeug festgefahren oder gesunken 
oder ein Schwimmkörper festgefahren ist, muss der Schiffsführer unbeschadet der §§ 
3.27 und 3.41, sofern es nicht offensichtlich unnötig ist, unverzüglich an geeigneten 
Stellen und in ausreichender Entfernung von der Unfallstelle für eine Warnung der 
herankommenden Fahrzeuge oder Schwimmkörper sorgen, damit diese rechtzeitig die 
erforderlichen Maßnahmen treffen können. 

3. Ereignet sich ein Unfall beim Durchfahren einer Schleuse, ist dies der 
Schleusenaufsicht sofort zu melden. 

4. Hat eines der in Nummer 1 oder 2 genannten Fahrzeuge zu einem Verband gehört, 
muss der Führer der Verbandes die dort vorgeschriebenen Maßnahmen treffen. 

§ 1.18 - Freimachen des Fahrwassers 

1. Wenn ein festgefahrenes oder gesunkenes Fahrzeug, ein festgefahrener 
Schwimmkörper oder ein von einem Fahrzeug oder Schwimmkörper verlorener 
Gegenstand das Fahrwasser ganz oder teilweise sperrt oder zu sperren droht, muss der 
Führer des Fahrzeugs oder des Schwimmkörpers alle erforderlichen Maßnahmen 
treffen, um das Fahrwasser unverzüglich frei zu machen. 

2. Die gleiche Verpflichtung hat ein Schiffsführer, dessen Fahrzeug zu sinken droht oder 
manövrierunfähig wird. 

3. Hat eines der in Nummer 1 oder 2 genannten Fahrzeuge zu einem Verband gehört, 
muss der Führer des Verbandes die dort vorgeschriebenen Maßnahmen treffen. 

§ 1.19 - Besondere Anweisungen 

1. Schiffsführer und Personen, unter deren Obhut schwimmende Anlagen gestellt sind, 
müssen den besonderen Anweisungen Folge leisten, die ihnen von den Bediensteten 
der zuständigen Behörden für die Sicherheit bzw. den ordnungsgemäßen Ablauf der 
Schifffahrt erteilt werden. 
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2. Insbesondere können die Bediensteten der zuständigen Behörden Fahrzeugen den 
Antritt der Fahrt untersagen, wenn 

a) das Fahrzeug nicht mit einer Zulassungsurkunde oder einer nationalen 
Fahrterlaubnis versehen ist oder diese Urkunden nicht mehr gültig sind, 

b) das Fahrzeug den Bestimmungen von § 1.07 nicht entspricht, 

c) die Besatzung oder Ausrüstung des Fahrzeugs den Bestimmungen von § 1.08 
nicht entsprechen. 

§ 1.20 - Überwachung 

Schiffsführer und Personen, unter deren Obhut schwimmende Anlagen gestellt sind, 
müssen den Bediensteten der zuständigen Behörden die erforderliche Unterstützung 
geben, insbesondere deren sofortiges Anbordkommen erleichtern, damit sie die 
Einhaltung dieser Verordnung und anderer anzuwendender Bestimmungen überwachen 
können. 

§ 1.21 - Sondertransporte 

1. Als Sondertransport gilt die Fortbewegung von 

a) Fahrzeugen und Verbänden, die nicht den §§ 1.06 und 1.08 entsprechen, 

b) schwimmenden Anlagen und Schwimmkörpern, soweit dabei nicht 
offensichtlich eine Behinderung oder Gefährdung der Schifffahrt oder eine 
Beschädigung von Anlagen ausgeschlossen ist. 

2. Sondertransporte dürfen nur mit besonderer Erlaubnis der Behörden, die für die zu 
durchfahrenden Strecken zuständig sind, durchgeführt werden. 

3. Sie unterliegen den von diesen Behörden im Einzelfall festzusetzenden Auflagen. 

4. Für jeden Sondertransport ist unter Berücksichtigung des § 1.02 ein Schiffsführer zu 
bestimmen. 

§ 1.22 - Anordnungen vorübergehender Art 

Die Schiffsführer müssen die von der zuständigen Behörde erlassenen Anordnungen 
vorübergehender Art befolgen, die aus besonderen Anlässen für die Sicherheit bzw. den 
ordnungsmäßigen Ablauf der Schifffahrt bekannt gemacht worden sind. 

§ 1.23 - Erlaubnis von sportlichen und anderen Veranstaltungen 

Sportveranstaltungen, Wasserfeste und sonstige Veranstaltungen, die die Sicherheit bzw. 
den ordnungsmäßigen Ablauf der Schifffahrt beeinträchtigen können, bedürfen der 
Erlaubnis der zuständigen Behörden. 
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§ 1.24 - Bestimmungen für die Beförderung gefährlicher Güter 

Schiffsführer von Fahrzeugen, die gefährliche Güter befördern, müssen die zum Schutz 
der Besatzung und der Schifffahrt erlassenen besonderen Sicherheitsvorschriften 
einhalten. 

§ 1.25 - Schutz und Überwintern der Fahrzeuge 

Hindern Witterungsverhältnisse die Fahrzeuge an der Fortsetzung der Fahrt, können sie 
zu ihrem Schutz oder zum Überwintern die Häfen und Schutzplätze aufsuchen. Die 
Schiffsführer müssen dabei die besonderen Bestimmungen der zuständigen Behörden, die 
für diese Häfen und Schutzplätze im Hinblick auf die örtlichen Umstände und die Lade- 
und Entladevorgänge erlassen wurden,  beachten. 

§ 1.26 - Anwendungsbereich dieser Verordnung 

1. Diese Verordnung gilt auf dem schiffbaren Teil der Donau sowie auf den 
Wasserflächen der Häfen, Schutzhäfen, Lade- und Entladestellen unbeschadet der 
besonderen Bestimmungen der zuständigen Behörden, die für diese Häfen und Stellen 
im Hinblick auf die örtlichen Umstände und die Lade- und Entladevorgänge erlassen 
wurden. 

2. Die Schiffsführer der Fahrzeuge auf der Donau und andere von dieser Verordnung 
betroffene Personen müssen die Grundsätzlichen Bestimmungen für die Schifffahrt 
auf der Donau und die örtlichen Vorschriften der Donauländer und der 
Stromsonderverwaltungen für die entsprechenden Abschnitte der Donau beachten. 


